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Wie „Eigentum und Klimaschutz“ sowie 
„Klimaschutz und Sozialverträglichkeit“ 
miteinander funktionieren können. 
Bundestag und Bundesrat haben im Juli über die Novelle des Klimaschutzgesetzes 
abgestimmt. Mit dem Gesetz will der Gesetzgeber die nationalen Klimaschutzziele 
verschärfen und Deutschland bis zum Jahr 2045 klimaneutral machen. Damit wird das 
Gesetz weiterhin den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts nicht gerecht, welches 
das vorherige Klimaschutzgesetz auch aufgrund seiner Unbestimmtheit gerügt hat.

„Es kann nicht sein, dass der Gesetzgeber die Ziele 
erhöht, gleichzeitig aber kein Konzept vorlegt, wie 
das erfolgen soll. Die beschlossenen Fördermittel 
auch für die energetische Sanierung sind zu begrü-
ßen, sie sind aber nur ein Baustein. Was fehlt, ist 
ein klares politisches Bekenntnis zum Wirtschaft-
lichkeitsgebot“, sagt der Frohnauer Immobilien-
makler und IVD-Vizepräsident Dirk Wohltorf.  „Die 
Herausforderungen müssen von allen Menschen 
sowie vom Staat finanziert werden. Dabei müssen 
folgende Prämissen berücksichtigt werden: Die Inve-
stitionen müssen für den Vermieter finanzierbar und 
wirtschaftlich sein. Die Mieterhöhungen dürfen die 
Mieter nicht überfordern. Die Maßnahmen, die für 
den Neubau und den Bestand gelten sollen, müssen 
effektiv sein. In Bezug auf die investierte Summe 
muss der höchstmögliche Vorteil für die Umwelt 
erreicht werden“, sagt Dirk Wohltorf. 

Eigentum und Klimaschutz
Die meisten Wohngebäude in Deutschland sind Ein- 
und Zweifamilienhäuser (15,7 Mio. von 18,9 Mio. 
Wohngebäuden). Hier liegt das größte Potenzial. 
Jährlich erwerben rund 410.000 Haushalte in 
Deutschland selbstgenutztes Wohneigentum. In den 
vergangenen Jahren waren 77 Prozent der erwor-
benen Objekte entweder freistehende Einfamilien-
häuser, Doppelhaushälften oder Reihenhäuser. 
Der Anteil der neugebauten Objekte liegt bei rund 
20 Prozent. 
Die Fokussierung der Energiepolitik auf den Bereich 
der Ein- und Zweifamilienhäuser im Bestand kann 
die Sanierungsquote, die zum Erreichen der Klima-
ziele erforderlich ist, steigern, wenn man dabei den 
Zeitpunkt des Eigentümerwechsels berücksichtigt. 
An einem ungenutzten Gebäude können leichter 
entsprechende Sanierungsarbeiten durchgeführt 
werden als an einem bewohnten Haus. 

Eine Förderung der energetischen Sanierung zum 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs wäre daher 
sinnvoll. 
Zudem könnte das Baukindergeld mit einer ener-
getischen Komponente neu aufgelegt werden. So ist 
denkbar, dass eine zusätzliche Prämie nur ausgezahlt 
wird, wenn innerhalb eines bestimmten Zeitraumes 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wärmeschutzes 
oder der Heizungsanlage ergriffen werden.
Der IVD nimmt auch die Grunderwerbsteuer ins 
Visier. Derjenige, der nach Erwerb einer selbstge-
nutzten Wohnimmobilie energetische Modernisie-
rungen innerhalb einer bestimmten Zeit vornimmt, 
könnte die Grunderwerbsteuer ganz oder teilweise 
erstattet bekommen, so der Vorschlag. 

Klimaschutz und Sozialverträglichkeit
Alles was der Fiskus aus der CO2-Bepreisung im 
Gebäudebereich einnimmt, sollte zweckgebunden 
für die energetische Modernisierung des Gebäudebe-
stands zur Verfügung stehen, damit die Investition 
für den Vermieter wirtschaftlich ist und für den Mieter 
warmmietenneutral bleibt.
Der Zugang zu Förderprogrammen sollte auch hin-
sichtlich des neu aufgelegten Klima-Sofortprogramms 
erleichtert werden. Kurze Anträge, Reduzierung der 
Anforderungen zum Erhalt der Mittel, unabhängiger 
verlässlicher Ratschlag für Eigentümer durch Hand-
werker würden Sicherheit geben und Kosten senken.
Handlungsbedarf besteht auch beim geförderten 
Wohnungsbau. Mit dem Absenken der zulässigen 
Flächen des sozialen Wohnungsbaus bei der Aus-
schreibung von Fördermitteln ließen sich nicht nur 
mehr, sondern auch energetisch effizienter, schneller 
und kostengünstiger Wohnungen errichten.
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en•  Baugenehmigungszahlen im ersten  
Halbjahr 2021 um 7,7 Prozent gestiegen

•  Größeres Wohnungsangebot bremst  
Mietenentwicklung vor allem in Großstädten

•  Baugenehmigungen in Berlin brechen gegen  
den Trend ein

Die Zahl der Baugenehmigungen ist im ersten 
Halbjahr 2021 gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
deutlich gestiegen. Wie das Statistische Bundesamt 
im August 2021 mitteilte, wurden in den ersten 
sechs Monaten des Jahres 7,7 Prozent mehr neue 
Wohnungen genehmigt als im Vorjahr. Auch die 
Zahl der genehmigten Einfamilienhäuser stieg um 
10,7 Prozent an. Im durch die Coronapandemie 
geprägten Jahr 2020 war die Zahl der Baugeneh-
migungen um lediglich 2,2 Prozent gestiegen.
„Steigende Baugenehmigungszahlungen sind eine 
gute Nachricht für alle Mieter. Der Anstieg der 
Baugenehmigungen führt bereits seit einiger Zeit 
auch zu mehr Baufertigstellungen, was die Mieten-
entwicklung in Deutschland nachhaltig bremst. 
Für einige Großstädte weisen Marktforschungsin-
stitute sogar sinkende Mieten nach. Auch neue 
Daten des IVD Research für 2021 zeigen, dass sich 
die Mietenanstiege bundesweit nur noch im Rahmen 
der Inflationsrate bewegen. Forderungen, die auf ein 
noch schärferes Mietrecht abzielen, wird durch diese 
Entwicklung nach und nach der Boden entzogen“, 
kommentiert Dirk Wohltorf, Vizepräsident des 
Immobilienverband Deutschland IVD.
Besonders in angespannten Wohnungsmärkten 
großer Metropolen flacht der Mietenanstieg durch 
zusätzlichen Neubau ab – mit Ausnahme Berlins. 
„Wenn die Baugenehmigungszahlen in der Haupt-
stadt gegen den Trend um fast dreißig Prozent 

einbrechen, sagt das alles über das schlechte Neu-
bauklima vor Ort und das mangelnde Problembe-
wusstsein des Berliner Senats aus“, erklärt Wohltorf.
Auffällig ist Wohltorf zufolge auch der deutliche 
Anstieg der Baugenehmigungen gegenüber dem 
ersten Halbjahr 2019 um 15,3 Prozent: 
„Erfreulich ist, dass die Zahl der Baugenehmigungen 
bundesweit auch gegenüber dem Vorkrisenjahr 2019 
gesteigert werden konnte. Es handelt sich beim 
aktuellen Anstieg also hoffentlich um eine nach-
haltige Entwicklung und keinen pandemiebedingten 
Sondereffekt.“

Baugenehmigungszahlen: Entspannung am  
Mietwohnungsmarkt in greifbarer Nähe –  
schärferer Mietenpolitik wird der Boden entzogen

Ein eigener IMMOBILIENMARKTBERICHT
für Reinickendorf und Umgebung? 

BEIM PLATZHIRSCH IN FROHNAU!

www.wohltorf.com
www.frohnau-immobilien.cominstagram.com/frohnau_immobilien facebook.com/frohnau.immobilien

  

Unser Maklerbüro direkt 
zwischen den beiden 

Frohnauer Plätzen:

Ludolfi ngerplatz 1a, 
13465 BerlinGoogle (5,0/5,0) 

ImmobilienScout24 (5,0/5,0) 
Makler-Empfehlung.de (5,0/5,0)

Facebook (4,8/5,0) 
Gelbe Seiten (5,0/5,0)

 (136 Kundenbewertungen Stand 06/2021)
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Wem gehört der Wind, die Stadt, das Wasser?
Ein Sonderforschungsbereich der Universitäten Jena und Erfurt widmet sich 
dem Strukturwandel des Eigentums. Thematisch befassen sich die Wissen-
schaftler mit der Geschichte des Eigentums, mit aktuellen Konflikten und zu-
künftigen Eigentumsverhältnissen sowie mit Alternativen zum Privateigentum. 
Das umfangreiche Projekt bezieht sich nicht nur auf Europa, sondern auch auf 
Indien, China und Brasilien. Die Frage des Immobilieneigentums spaltet 
 gerade die Stadtgesellschaft in Berlin und rüttelt an grundsätzlichen Überzeu-
gungen. Die alternde deutsche Bevölkerung braucht eine sichere Vorsorge 
für das Alter. Zurzeit sind Immobilien dafür die erste Wahl.

Im Zuge der Coronapandemie haben sich immer mehr Menschen dazu entschlossen, 
am Stadtrand oder auf dem Land wohnen zu wollen.

Nachfrage nach Immobilien 
im Umland immer stärker

Einer aktuellen Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) zufolge hat die Dichte neuer Stadtquartiere in den Städten zugenom-
men. Die meisten städtebaulichen Vorhaben wurden seit den Neunzigerjahren 
in großen und mittelgroßen Städten realisiert. Erst in den vergangenen zehn 
Jahren haben neue Siedlungen am Stadtrand an Bedeutung gewonnen, 
besonders in Großstadtnähe. 
Der Wunsch nach mehr Platz – drinnen und draußen – und die gestiegenen 
Preise in den Ballungsräumen haben viele Menschen dazu bewogen, der Stadt 
den Rücken zu kehren. Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat unter-
sucht, wie das Wohnen im Umland von Großstädten die städtischen Woh-
nungsmärkte entlasten kann. Danach ist der Neubau im Umland vor allem 
dann wohnungspolitisch und städtebaulich sinnvoll, wenn bei der Planung 
auch die Infrastrukturen der öffentlichen Daseinsvorsorge berücksichtigt 
werden – also Schulen, soziale Einrichtungen und Kulturangebote. Anderen-
falls würde der motorisierte Individualverkehr durch das Pendeln zunehmen, 
was aus ökologischer Sicht nicht wünschenswert wäre. 

Immobilienpreise steigen weiter
Die Preise für Wohnimmobilien sind im ersten 
Quartal 2021 im Vergleich zum Vorjahr durch-
schnittlich um 9,4 Prozent gestiegen. 

Häuserpreisindex
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Quelle: Destatis 2021

Energiesparen: Förderung so 
attraktiv wie nie zuvor
Drei Viertel der Bevölkerung in Deutschland bewer-
ten das Ziel des Europäischen Green-Deal, bis 2050 
als erster Kontinent klimaneutral zu werden, als 
wichtig bis sehr wichtig. 66 Prozent wollen deshalb 
den alten Heizölkessel durch neue Heiztechnik 
ersetzen, 63 Prozent wollen sich von der Gasver-
brennung zur Wärmeproduktion verabschieden.
Deutschland will sogar Vorreiter in Europa sein 
und bis 2045 klimaneutral werden. Sparsamer Ver-
brauch allein wird nicht reichen, um diesem Ziel 
näher zu kommen. Aber es hilft bereits, die Heizung 
außerhalb der Heizperiode von 1. Oktober bis 30. 
April auf den Sommerbetrieb umzustellen. Das 
vollständige Abschalten älterer Heizungsanlagen 
in den Sommermonaten ist jedoch nicht sinnvoll, 
wenn die Anlage auch der Warmwasseraufberei-
tung dient. Der Sommer ist die perfekte Jahreszeit, 
um alte Heizungsanlagen zu modernisieren. 
Das ist jetzt sogar besonders sinnvoll, weil der Staat 
Hauseigentümerinnen und Hauseigentümern künf-
tig bis zu 50 Prozent Förderung für energetische 
Gesamtmaßnahmen gewährt. Damit steigen die 
staatlichen Zuschüsse um maximal 27.000 Euro 
pro Wohneinheit. Die verbesserte Förderung ist Teil 
der zweiten Stufe der Bundesförderung für effiziente 
Gebäude (BEG), die ab 1. Juli 2021 in Kraft ist und 
jetzt beantragt werden kann. Neu aufgenommen 
ist die Effizienzhausklasse 40 mit einer besonders 
guten Förderung. Ein Bonus von fünf Prozent ist 
möglich für alle, die nach der Sanierung überwie-
gend erneuerbare Energien nutzen. Sie profitieren 
dann auch von einer Erhöhung der förderfähigen 
Kosten von 120.000 auf 150.000 Euro. Damit ist 
die Förderung von energetischen Maßnahmen so 
attraktiv wie noch nie. Die BEG gilt für alle energe-
tischen Baumaßnahmen bei Wohnhäusern und 
Nichtwohngebäuden – sowohl bei Neubauten als 
auch bei energetischer Sanierung. Förderfähig sind 
Gesamtsanierungen aber auch Einzelmaßnahmen 
in Bestandsgebäuden, die schrittweise umgesetzt 
werden.
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KÄUFER GESUCHT?
Wenn Sie 2020 Ihr Haus, Ihr Grundstück oder 
Ihre Wohnung veräußern möchten, fi nden wir 
den passenden Käufer: mit geprüfter Bonität 
und ehrlichem Interesse. Dafür sorgen unsere 
Fachkompetenz, unsere sorgfältig gepfl egte 
Datenbank und unsere persönliche Betreuung. 
Nie waren Immobilien wertvoller als heute. 
Nutzen Sie diese Gelegenheit! 

Als erster nach Europäischer DIN 15733 
zertifi zierter Immobilienmakler für 
Wohnimmobilien in Berlin freuen wir uns 
darauf, Sie von unserem Service und unserer 
Fachkompetenz überzeugen zu dürfen.

Nähere Informationen erhalten Sie 
telefonisch unter 030.401 33 46 
oder per E-Mail an immobilien@wohltorf.com
oder im Internet: www.frohnau-immobilien.de

Dirk Wohltorf
Ludolfi ngerplatz 1a
13465 Berlin - Frohnau

/wohltorf /wohltorf/frohnau.immobilien /wohltorf
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Den Speckgürtel und ländlichen Raum  
entwickeln und allen Wohnbedürfnissen  
nachkommen

•  Weiterhin starke Wohnungsnachfrage im Umland
•  Pendlerverkehr verbessern, Glasfasernetz ausbauen
•  Mehr ermöglichen, statt pauschal zu verbieten 

Im August 2021 veröffentlichte das Analyseunternehmen bulwi-
engesa zum dritten Mal die „Wohnwetterkarte“, die die Nachfrage 
nach Wohnraum in Deutschland darstellt. Demnach reicht in 
Berlin der Ballungsraum weit in das Umland hinein, und zwar 
in alle Himmelsrichtungen. In den letzten Jahren war eine Konzen-
tration entlang der Wachstumsachsen wie der Autobahnen Rich-
tung Leipzig (A9) und Dresden (A13) sowie nach Norden entlang 
der B96 zu sehen. Jetzt beginnt sich im Umland die bislang auf-
fälligste Lücke zu schließen: Der Landkreis Oder-Spree gewinnt 
durch die Ansiedlung von Tesla merklich an Attraktivität.
„Der Berliner Wohnungsmarkt darf nicht losgelöst vom Umland 
betrachtet werden. Wir sehen, dass die Nachfrage auch außer-
halb der Stadtgrenzen sehr hoch ist. Gute Angebote dort können 
dabei helfen, den sehr angespannten Markt in der Stadt zu ent-
lasten. Insofern muss eine kluge Stadtentwicklungspolitik immer 
das Umland einbeziehen“, sagt Dirk Wohltorf, Frohnauer Immo-
bilienmakler und Vizepräsident des IVD Bundesverbandes.  

Der Immobilienverband Deutschland IVD fordert 
 •  eine systematische Zusammenarbeit mit den  

Umland-Kommunen, 
 •  eine bessere Vernetzung insbesondere entlang  

der Hauptachsen, 
 •  mehr Flächen für Reihen-, Doppel- und  

Einfamilienhäuser in Randlagen,
 •  bessere Voraussetzungen für einen  

funktionierenden Pendlerverkehr und 
 •  den weiteren Ausbau des Glasfasernetzes. 

„Während der Coronapandemie haben die Menschen festgestellt, 
dass Homeoffice und Remote Work echte Alternativen zum Büro 
darstellen. Insofern wird die Nachfrage insbesondere nach Bau-
grundstücken, Reihenhäusern, Doppelhaushälften und Einfami-
lienhäusern im Umland noch merklich steigen“, lautet die 
Einschätzung von Dirk Wohltorf, dessen Spezialgebiet Einfamili-
enhäuser im Nordwesten Berlins und dem angrenzenden 
Speckgürtel sind. 

„Das Leben dort wird umso attraktiver, je besser die Anbindung 
an Berlin funktioniert und je schneller das Internet im ländlichen 
Raum ist. Insbesondere junge Familien haben während des 
Lockdowns festgestellt, dass es ihren Kindern und ihnen deutlich 
besser geht, wenn man einfach mal die Terrassentür aufmachen 
kann und die Kinder im eigenen Garten spielen können. Das 
Stadtleben war für viel junge Menschen vor der Geburt ihrer Kin-
der perfekt, nun verschieben sich die Prioritäten aber von den 
Kneipen, Restaurants und Clubs zum eigenen Garten, der Kita 
mit großem, eigenen Spielplatz oder der ländlicheren Schule. Es 
sollte jegliche politische Strömung unterbunden werden, die den 
Menschen vorschreibt, wie sie zu leben haben. 

Wer lange Fahrtstrecken auf sich nimmt, um im eigenen Haus 
mit eigenem Grundstück leben zu können und durch Wohnei-
gentum für das Alter vorzusorgen, der sollte politische Aufmerk-
samkeit und Förderung erfahren. Schließlich nehmen diese 
Menschen auch etwas von dem Nachfragedruck nach Wohn-
raum in den Metropolen weg.“
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Mietspiegelreform immer  
dringlicher

Der Mietspiegel eignet sich in seiner jetzigen Form jedoch nicht als Maßstab 
und Instrument – beispielsweise bei Mieterhöhungsverlangen, um gesetzliche 
Regeln umzusetzen. Der Deutsche Städtetag, der Verband Deutscher Städtesta-
tistiker (VDSt) und die gif Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche Forschung 
begrüßen daher das geplante Mietspiegelreformgesetz (MsRG). Von besonderer 
Bedeutung sind die Regelungen für sogenannte qualifizierte Mietspiegel. Vor 
allem die geplante Auskunftspflicht der Mieter und Vermieter sowie die Klä-
rung von datenschutzrechtlichen Fragen soll die Erstellung qualifizierter Miet-
spiegel erleichtern, die Qualität verbessern und gleichzeitig die Kosten senken. 
Seit langem wird kritisiert, dass die Erstellung von Mietspiegeln nicht immer 
ausreichend objektiv erfolgt und zudem mitunter von politischen Maßgaben 
mit beeinflusst wird. 
Ohne die Zusammenarbeit von Vertretern der Mieter und Vermieter geht es 
nicht, wenn statistisch zuverlässige Werte erhoben werden sollen. Die in der 
Vergangenheit gefundenen Kompromisslösungen widersprechen dem wissen-
schaftlichen Anspruch qualifizierter Mietspiegel und sind auch nicht mit ihrer 
Bedeutung im Mietrecht oder anderen Rechtsgebieten wie dem Sozial- oder 
Steuerrecht zu vereinbaren. Derzeit fehlen gesetzlich geregelte Anforderungen 
an die Sachkunde der Mietspiegelersteller. Das entspricht nicht der Bedeutung 
qualifizierter Mietspiegel für breite Schichten der Bevölkerung. Die Qualität 
und damit Akzeptanz und Rechtssicherheit von Mietspiegeln lässt sich nur 
entscheidend verbessern, wenn Unabhängigkeit und Sachkunde von Beginn 
an sichergestellt sind.
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Mietspiegel gewinnen immens an Bedeutung, weil die Entwicklung der Mieten besonders 
in den Großstädten an Höchstgrenzen stößt. Auch gut situierte Haushalte verdienen nicht 
mehr überall genug, um eine angemessene Wohnung bezahlen zu können.

Immobilien – weiterhin ein  
lohnendes Investment
Eine aktuelle Studie des Analyseinstituts bulwin-
gesa gibt Aufschluss darüber, wo Investitionen sich 
heute noch lohnen. Darin heißt es, sichere Ren-
diten zu erzielen, sei noch einmal anspruchsvoller 
geworden. In der aktuellen „5 %-Studie“ geht es um 
die Renditepotenziale der deutschen Immobilien-
märkte. Bei Büroimmobilien in A-Städten haben sich 
Risiko- und Renditespreizung stark vergrößert. Der 
deutlichste Rückgang ist in den A-Städten zu ver-
zeichnen, recht konstant blieben dagegen B-Städte. 
Obwohl die Risiken zunehmen, sind die Kaufpreise 
nach wie vor hoch. Geeignete Objekte zu finden, 
ist schwer. 
Viele Investoren sind verunsichert, wie sich Home-
office auf die künftige Büroflächennachfrage aus-
wirken wird. Aus rechtlicher Sicht sei Homeoffice 
derzeit noch nicht so weit ausgereift, dass dadurch 
das Arbeiten im Büro abgelöst werden könnte. 

Der Investmentmarkt für Shoppingcenter liegt brach. 
Derzeit werden nur wenige gehandelt, die Nachfra-
gesituation ist schwierig. Käufer müssen oftmals 
hohe Investitionen für Umnutzungen einkalku-
lieren. Investoren sind unsicher, in welchem Um-
fang künftige Mietanpassungen ausfallen oder 
Läden schließen. 
Begehrte Investments sind nach wie vor lebensmit-
telorientierte Einzelhandelsflächen. Fachmarktzen-
tren mit hohen Anteilen an Angeboten des perio-
dischen Bedarfs bleiben weiterhin gefragt.

Eine sichere Bank sind Wohnungen. Hier hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr am wenigsten verändert. 
Die Kaufpreise werden laut bulwiengesa-Prognose 
bis 2024 ein geringeres Wachstum als in den Vor-
jahren aufweisen. Trotz mehr Kurzarbeit und hö-
herer Arbeitslosigkeit ist die Wohnungsnachfrage 
gut. In vielen Städten ist weiterhin ein geringes 
Angebot vorhanden. Die erzielbaren Renditen blei-
ben auf einem niedrigen Niveau. Die Marktrisiken 
bleiben überschaubar – Wohnen ist weiterhin eine 
sehr sichere Anlageklasse.

  F
ot

o: 
Na

tta
na

n K
an

ch
an

ap
ra

t, P
ixa

ba
y

Bauzinsen kommen in Bewegung
Immobilienkäufer und Bauherrn nehmen wieder höhere Darlehen für die 
Finanzierung auf. Vor zehn Jahren lag der Durchschnitt noch bei 145.000 Euro, 
vor fünf Jahren waren es 193.000 Euro, jetzt liegt die Darlehenssumme für 
Baufinanzierungen bei über 300.000 Euro. So lange die Immobilienpreise 
immer weiter steigen und die Zinsen niedrig bleiben, ist mit einem Rückgang 
der Darlehensummen nicht zu rechnen. Die Dr. Klein Privatkunden AG errechnet 
regelmäßig die sogenannte Standardrate, um langfristige Vergleiche anstellen 
zu können. Zugrunde gelegt sind eine Darlehenshöhe von 150.000 Euro, zwei 
Prozent Tilgung, 80 Prozent Beleihungsauslauf und zehn Jahre Zinsbindung. 
Anfang 2021 betrug die auf diese Weise errechnete Monatsrate 368 Euro, im 
April 2021 394 Euro. Der langfristige Blick zurück lässt erkennen, wie günstig 
Finanzierungen derzeit sind: Im April 2011 wurde für einen Kredit mit den 
genannten Standarddaten eine Monatsrate von 803 Euro fällig, vor fünf Jahren 
waren es 454 Euro. Hypothekennehmer sichern sich ihre Zinsen derzeit mit 
durchschnittlich 13 Jahren und zwei Monaten für einen relativ langen Zeit-
raum. Langfristige Festlegungen sind zwar etwas teurer, bieten dafür aber 
Planungssicherheit und schaffen Flexibilität. Denn nach zehn Jahren kann 
das Darlehen gekündigt und umgeschuldet werden. Dafür besteht dann ein 
zeitlicher Puffer für die Beobachtung des Zinsmarktes. Darlehensnehmer 
können zurzeit noch relativ entspannt auf die Zinsentwicklung blicken. 
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FROHNAU  Sehr gepflegtes Einfamilienhaus mit traumhaftem Garten in Toplage

HERMSDORF  Gepflegte Eigentumswohnung im Erdgeschoss mit schönem Garten

SCHILDOW  Sehr gepflegte Doppelhaushälfte in ruhiger Lage

Baujahr 1978 Wohnfläche ca. 150 m2 zzgl. Vollkeller Grundstück ca. 547 m² Kaufpreis 900.000 Euro

FROHNAU  Kleine, gemütliche Eigentumswohnung direkt am Tegeler Forst

Baujahr 1960 Wohnfläche ca. 50 m2 2 Zimmer Kaufpreis 250.000 Euro

Baujahr 1984 Wohnfläche ca. 96 m2 3 Zimmer Kaufpreis 480.000 Euro

Baujahr 1998 Wohnfläche ca. 120 m2 zzgl. Vollkeller Grundstück ca. 324 m² Kaufpreis 495.000 Euro
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WITTENAU  Großzügige Eigentumswohnung mit traumhaftem Weitblick

LÜBARS Großzügiges Einfamilienhaus zwischen Fließtal und Lübarser Feldern 

FROHNAU  Traumhaftes Baugrundstück in schöner und ruhiger Lage

HEILIGENSEE  Einfamilienhaus mit schönem Garten in gefragter Wohnlage

Baujahr 1960 Wohnfläche ca. 101 m2 4 Zimmer Kaufpreis 365.000 Euro

Baujahr 1970 / 1989 Aufstockung Wohn-/Nutzfläche ca. 300 m2 Kaufpreis 795.000 Euro

Grundstück ca. 610 m² Bebauungsplan XX-25k GFZ 0,3 Kaufpreis 450.000 Euro

Baujahr 1987 Wohnfläche ca. 130 m2 zzgl. Vollkeller  Grundstück ca. 430 m² Kaufpreis 650.000 Euro
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Strengere Regeln für den Klimaschutz
Das Bundesverfassungsgericht hat das erst 2019 in Kraft getretene Klima-
schutzgesetz in einem bahnbrechenden Urteil für verfassungswidrig erklärt. 
Die Bundesregierung hat daraufhin überraschend schnell neue Ziele für 
Deutschland formuliert: 
Das Land soll jetzt bereits bis 2045 klimaneutral werden. Bis zum Jahr 2030 
sollen die CO2-Emissionen im Vergleich zum Jahr 1990 um 65 Prozent reduziert 
werden. Die neue CO2-Bepreisung für die Bereiche Heizen und Verkehr wird 
nun voraussichtlich schneller steigen als erwartet. 

Der deutsche Wohnungsmarkt ist seit einigen Jahren in den Mittelpunkt von 
Diskussionen gerückt. Hohe Preise und Mieten sind der Anlass für Aufregung 
oder gar Empörung. Für die Politik ist Wohnen zur sozialen Frage unserer Zeit 
geworden. Wie machen es die anderen? Kann Deutschland von seinen Nach-
barn lernen? 
Diese Frage stellte sich das Institut der deutschen Wirtschaft in Köln. Es hat 
untersucht, wie sieben europäische Länder den Zugang zu Wohneigentum 
gestalten. Neben der Haltung zu Wohneigentum wurde analysiert, wie die 
Grunderwerbsteuer gestaltet ist, wie das selbst genutzte Wohneigentum steu-
erlich behandelt wird und welche Unterstützungen es bei der Finanzierung 
gibt. Bei der Gestaltung der Grunderwerbsteuer beschreiten die betrachteten 
Länder zwei Wege. Vor allem die skandinavischen Länder sowie Irland und die 
Niederlande haben sehr niedrige Grunderwerbsteuersätze. Großbritannien, 
Belgien oder Frankreich haben zwar etwas höhere Sätze, differenzieren aber, 
unterstützen Ersterwerber von Immobilieneigentum, nutzen Freibeträge oder 
einen Stufentarif.
Ein Freibetrag und ein Stufentarif bei der Grunderwerbsteuer entlastet die 
Haushalte, die kleine und günstige Wohnungen kaufen. Steuerlich wird selbst 
genutztes Wohneigentum in Deutschland wie ein Konsumgut behandelt, ver-
mietetes Wohneigentum dagegen wie ein Investitionsgut. Dies ist für viele 
selbst nutzende Haushalte ein Nachteil. In den Niederlanden, Schweden und 
Dänemark können Selbstnutzerinnen und Selbstnutzer ihre Zinskosten steuer-
lich geltend machen. Deutschland sollte den Haushalten im Eigentum dafür 
einen Ausgleich gewähren, um eine Benachteiligung gegenüber Anlegerinnen 
und Anlegern zu vermeiden. Die betrachteten Länder unterstützen zudem die 
Haushalte bei der Finanzierung über günstige Kredite oder Kreditversiche-
rungen. Wohneigentum wird in den Nachbarländern als Inbegriff des sozialen 
Aufstiegs verstanden. Es spielt für die individuelle Vermögensbildung eine 
wichtige Rolle und trägt dazu bei, Altersarmut zu vermeiden.

Mehr Platz in den Städten – 
mehr Lebensqualität auf  
dem Land
Seit Jahren steigt der Druck auf die städtischen 
Wohnungsmärkte vor allem durch Zuzug in die 
Städte. Neben dem Neubau und der Verdichtung in 
den Kernstädten kann auch der Wohnungsbau im 
Umland zur Entspannung der Situation beitragen. 
Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat un-
tersucht, wie das Wohnen im Umland von Groß-
städten die städtischen Wohnungsmärkte entlasten 
kann. Ziel des Entlastungswohnungsbaus sind 
nicht so sehr Ein- und Zweifamilienhäuser, die Sub-
urbanisierungsprozesse in Gang setzen. Stattdessen 
sollte der Wohnungsneubau dazu beitragen, leben-
dige Quartiere zu schaffen, die auch Vorteile für die 
bereits ansässige Bevölkerung erbringen. Der Neu-
bau im Umland ist vor allem dann wohnungspoli-
tisch und städtebaulich sinnvoll, wenn bei der 
Planung auch die Infrastrukturen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge berücksichtigt werden, also Schulen, 
soziale Einrichtungen und Kulturangebote. 
Außerdem sollte die Zunahme des motorisierten 
Individualverkehrs durch das Pendeln vermieden 
werden. Der knappe Raum im Straßenverkehr ist 
zudem ein dauerhaft aktuelles Thema. Autofahrer 
fordern mehr bezahlbare Parkplätze, Radfahrer 
mehr und vor allem uneingeschränkte Radwege. 
Fußgänger wünschen sich mehr Platz zum Flanie-
ren. Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs und 
anderer umweltverträglicher Verkehrsformen kann 
die stark beanspruchten Verkehrsnetze entlasten. 
Einer aktuellen Studie des Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) zufolge hat die 
Dichte neuer Stadtquartiere in den Städte zuge-
nommen. Die meisten städtebaulichen Vorhaben 
wurden seit 1990 in großen und mittelgroßen Städ-
ten realisiert. In den letzten zehn Jahren haben 
neue Siedlungen am Stadtrand an Bedeutung ge-
wonnen, besonders in Großstadtnähe. Im Zuge der 
Coronapandemie entschließen sich immer mehr 
Menschen dazu, am Stadtrand oder auf dem Land 
wohnen zu wollen.

Immobilien befriedigen nicht nur die Bedürfnisse nach einem Ort zum Wohnen,  
Arbeiten oder Wirtschaften. 
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So unterstützen andere Länder 
ihre Bürgerinnen und Bürger beim 
Erwerb von Immobilieneigentum
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Obwohl viele Bundesbürger Immobilieneigentum erwerben möchten, stagniert die 
Wohneigentumsbildung seit fast zehn Jahren. 

Mieter und Eigentümer,  
zwei ungleiche Gruppen

Wo kann man noch kaufen oder mieten?
Im April 2021 gingen auf ImmoScout24 rund 72 Prozent mehr Anfragen für 
Eigentumswohnungen ein als im vorigen Jahr. Die Nachfrage nach Mietwoh-
nungen stieg im gleichen Zeitraum um 19 Prozent. Wo kann man unter diesen 
Marktgegebenheiten noch Immobilien kaufen oder mieten? Das Internetportal 
hat auf der Basis des durchschnittlichen Nettohaushaltseinkommens und der 
durchschnittlichen Wohnkosten 40 deutsche Großstädte analysiert: In den 
 Metropolen reicht ein Budget von 800 bis 1.000 Euro bei Kauf und Miete nur 
noch für eine Ein- bis Zweizimmerwohnung. Vergleicht man die Größe der 
Wohnungen danach, ob Mieten oder Kaufen vorteilhafter ist, zeigen sich 
deutliche Unterschiede: In Heidelberg und Dortmund lohnt sich der Kauf. Wer 
dagegen in Oldenburg eine Wohnung mietet, statt sie zu kaufen, bekommt 
31 Quadratmeter mehr Wohnfläche. 

Wohnen ist auch eine soziale Frage. Worin sich Mieter und Eigentümer unter-
scheiden, wie sich das auf den Wohnungsmarkt auswirkt und welche Vor- und 
Nachteile mit der jeweiligen Wohnform verbunden sind, hat Pekka Sagner, 
Economist für Wohnungspolitik und Immobilienökonomik am Institut der 
deutschen Wirtschaft, untersucht.
Die Kernaussagen der Studie lauten: In allen Städten und Landkreisen sind die 
Preise seit 2005 durchschnittlich um 75,3 Prozent gestiegen. Die Kosten für eine 
Immobilie betragen im Schnitt 354.000 Euro, das entspricht rund 7,4 Jahres-
haushaltseinkommen. Dafür bekommt der Käufer durchschnittlich 132 Qua-
dratmeter Wohnfläche, in allen Metropolen jedoch weniger als 100 Quadrat-
meter, in den Mittelstädten Westdeutschlands 142 Quadratmeter. 49 Prozent 
der Bewohner Deutschlands sind Immobilieneigentümer. Die Eigentümerquo-
te steigt, je größer der Verdienst und je kleiner der Wohnort ist. Die Wohnei-
gentumsbildung stagniert seit fast zehn Jahren. Deutschland ist bei der Immo-
bilien-Eigentumsquote das Schlusslicht in der EU.
Der Anteil derer, die mit ihrer Wohnsituation sehr zufrieden sind, ist unter 
Wohneigentümern dreimal so hoch wie unter Mietern. Die Hälfte der Mieter 
würde sich für ein Eigenheim finanziell stark oder sehr stark einschränken. 
Jeder vierte Mieter unter 50 möchte auch in unsicheren Zeiten kaufen oder 
bauen. Kauf- oder Baupläne werden jedoch zurückgestellt. Der Anteil der Mie-
ter unter 50 Jahren, die Eigentum erwerben möchten, ist im Vergleich zu 2019 
von 31 Prozent auf 24 Prozent gefallen. Das Niedrigzinsniveau hat als Motiv 
für den Erwerb von Immobilien weiterhin eine hohe Bedeutung. Bei einem 
Investitionsvolumen von 354.000 Euro müssen Käufer 133.000 Euro weniger 
Zinsen zahlen als vor 13 Jahren. Für knapp drei Viertel der Bevölkerung spielen 
freie Gestaltungsmöglichkeiten eine wichtige Rolle beim Erwerb von Wohnei-
gentum. Die Altersvorsorge ist ebenfalls ein wichtiges Motiv beim Erwerb.
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Bauen wird teurer
Die Preise für Baustoffe wie Holz, Stahl oder Dämm-
materialien steigen deutlich: Konstruktionsvollholz 
verteuerte sich im Mai 2021 um 83,3 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahresmonat, Dachlatten um 
45,7 Prozent und Bauholz um 38,4 Prozent. Nicht 
nur die gestiegenen Holzpreise, auch die Stahlpreise 
treiben die Kosten in die Höhe: Betonstahl in Stäben 
war im Mai 2021 um 44,3 Prozent teurer, Beton-
stahlmatten kosteten 30,4 Prozent mehr als im Mai 
2020. Betonstahl wird unter anderem zur Verstär-
kung von Bodenplatten, Decken oder Wänden ein-
gesetzt. Auch die gestiegenen Erdölpreise wirken 
sich preistreibend aus, beispielsweise bei Bitumen 
auf Erdölbasis, das unter anderem zur Abdichtung 
von Dächern, Gebäuden und Fundamenten gegen 
das Eindringen von Wasser verwendet wird. Die 
steigende Nachfrage im In- und Ausland während 
der Corona-Pandemie sowie Probleme in der Ver-
sorgung mit Rohstoffen dürften die Hauptgründe 
für die Preissteigerung sein. 

Erschwinglichkeit fast konstant 
„Trotz deutlich steigender Preise für Einfamilien-
häuser ist die Erschwinglichkeit von Wohneigentum 
in weiten Teilen Deutschlands nicht so stark zurück-
gegangen, wie eine reine Fokussierung auf die Preise 
zunächst vermuten ließe. Starke Zinsrückgänge und 
deutliche Anstiege in den Einkommen der Haushalte 
führen dazu, dass das Annuität-Einkommensver-
hältnis vielerorts unverändert blieb“, stellt das 
Institut der deutschen Wirtschaft in Köln fest. Beson-
ders junge Haushalte und Ersterwerber von Wohnei-
gentum können jedoch die hohen Eigenkapitalan-
forderungen nicht erfüllen. Die Vermögensbildung 
der Mieterhaushalte sollte daher ein vorrangiges 
Ziel der Wohnungspolitik sein.

Wie und wo junge Menschen 
wohnen wollen

Die Familie bleibt das beliebteste Lebensmodell. 
Großstädte sind in Zukunft out, Vororte und mittel-
große Städte in. Wohneigentum ist sogar „mega-
in“. Das sind drei Ergebnisse einer repräsentativen 
Befragung junger Leute im Alter zwischen 14 und 
19 Jahren durch das Forsa-Institut. 80 Prozent von 
ihnen wohnen noch bei den Eltern. Eine Mehrheit 
will noch eine Weile dort wohnen bleiben. 43 Pro-
zent würden aber gerne so bald wie möglich von zu 
Hause ausziehen. Als Single will dauerhaft fast 
niemand leben. Die überwiegende Mehrheit, 84 
Prozent, wünscht sich, mit 30 Jahren gerne mit 
einer eigenen Familie zu leben. Nur fünf Prozent 
wollen allein leben.
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Höhere Darlehen, niedrigere 
Monatsraten

Impressum: Grabener Verlag GmbH, Stresemannplatz 4, 24103 Kiel,  
E-Mail: info@grabener-verlag.de, © Grabener Verlag GmbH, Kiel, 2021
Redaktion: Astrid Grabener v.i.S.d.P., Ulf Matzen, Tirza Renebarg,  
Herausgeber siehe Zeitungskopf 
Texte, Quellen, Bilder: Energie-Fachberater, Fachverband Mineralwolleindus-
trie, Solar Consulting GmbH, Tagesschau, Destatis, Friedrich-Schiller-Universität 
Jena, immowelt-group.de, immobilienscout24.de, Institut der deutschen Wirt-
schaft, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Deutsches Institut 
für Urbanistik, Verband der Privaten Bausparkassen, Bundesgerichtshof, CDU/
CSU Bundestagsfraktion, Bethge Legal, Dr. Klein, Deutscher Städtetag, Verband 
Deutscher Städtestatistiker, Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche For-
schung, GdW Spitzenverband der Wohnungswirtschaft, bulwingesa, Cube Real 
Estate, Bayerisches Forschungsinstitut für Digitale Transformation, Pixabay.de
Druck/Layout/Grafik/Satz/Korrektur: hansadruck und Verlags-GmbH & Co 
KG, Kiel; Astrid Grabener, Leo Kont, Magdalena Broda; Gunna Westphal
Vorbehalt: Alle Berichte, Informationen und Nachrichten wurden nach bestem 
journalistischen Fachwissen recherchiert. Eine Garantie für die Richtigkeit sowie 
eine Haftung können nicht übernommen werden.

Sparen für Wohneigentum wieder beliebter
Wichtige Sparmotive der Deutschen sind weiterhin die „Altersvorsorge“ und 
der „Konsum“. Die „Altersvorsorge“ bleibt mit 55 Prozent das meistgenannte 
Motiv. „Konsum“, also die Rücklage für größere Anschaffungen, nennen 
50 Prozent der Befragten. Das entspricht einem Rückgang zum Vorjahr um 
zwei Prozent. Am stärksten zugenommen hat das Motiv „Wohneigentum“ auf 
45 Prozent mit einem Plus von einem Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die 
Coronapandemie hat den Wunsch nach eigenen vier Wänden offensichtlich 
verstärkt.  „Kapitalanlage“ wird mit 27 Prozent und minus zwei Prozent etwas 
seltener als Sparmotiv genannt. Einen Rückgang um ein Prozent auf drei 
Prozent gibt es beim Motiv „Ausbildung der Kinder“.

Lässt der Nachbar Äste eines Baumes über die Grundstücksgrenze wachsen, kann er 
von seinem Nachbarn nicht erwarten, dass der das hinnimmt. 

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass ein Grundstücksnachbar von sei-
nem Selbsthilferecht aus § 910 BGB auch dann Gebrauch machen darf, wenn 
durch das Abschneiden überhängender Äste das Absterben des Baumes oder der 
Verlust seiner Standfestigkeit droht. In dem verhandelten Fall ging es um eine 
rund 40 Jahre alte Schwarzkiefer. Weil der Eigentümer des Baumes nicht bereit 
war, die überhängenden Äste zurückzuschneiden, schnitt der betroffene Nach-
bar die Zweige selbst ab. Der Baumeigentümer verlangte von seinem Nachbarn, 
das zu unterlassen. Der Bundesgerichtshof (Az. V ZR 234/19) entschied: Das 
Selbsthilferecht unterliegt keiner Verhältnismäßigkeits- oder Zumutbarkeitsprü-
fung. Die Verantwortung dafür, dass Äste und Zweige nicht über die Grenzen 
des Grundstücks hinauswachsen, ist Sache des Baumeigentümers. Kommt er 
seiner Verpflichtung nicht nach, kann er nicht von seinem Nachbarn verlan-
gen, die Beeinträchtigung seines Grundstücks hinzunehmen. Das Selbsthilfe-
recht kann aber durch naturschutzrechtliche Regelungen eingeschränkt sein.

Vor zehn Jahren lag die durchschnittliche Höhe von 
Immobiliendarlehen noch bei 145.000 Euro, vor 
fünf Jahren waren es 193.000 Euro, jetzt liegt die 
Darlehenssumme für Baufinanzierungen bei über 
300.000 Euro. Mit einem Rückgang sei so lange 
nicht zu rechnen, wie die Immobilienpreise steigen 
und die Zinsen niedrig bleiben, vermuten Finanz-
experten. Die sogenannte monatliche Standard-
rate beträgt Anfang 2021 für ein Darlehen von 
150.000 Euro mit zwei Prozent Tilgung und zehn 
Jahren Zinsbindung 368 Euro. Der langfristige Blick 
zurück zeigt, wie günstig Finanzierungen derzeit 
sind: Im April 2011 wurde für einen Kredit mit den 
genannten Standarddaten eine Monatsrate von 
803 Euro fällig, vor fünf Jahren waren es 454 Euro. 
Darlehensnehmer können zurzeit noch relativ ent-
spannt auf die Zinsentwicklung blicken. Die leicht 
gestiegene Inflation gerät jedoch allmählich deut-
licher ins Blickfeld. Damit verbunden ist die Erwar-
tung von möglichen Zinserhöhungen der Noten-
banken und in der Folge von höheren Bauzinsen.

Erneuerbare Energien wichtiger
Der Stromverbrauch wird aufgrund der wachsen-
den Nachfrage im Bereich der Elektromobilität und 
durch die größere Verbreitung von Wärmepumpen 
in Zukunft deutlich steigen. An erneuerbarer Ener-
gie im Gebäudebereich geht daher kein Weg vorbei. 
Im Gesamtjahr 2020 hatten die erneuerbaren 
Energien bereits einen Anteil von 46 Prozent am 
Stromverbrauch. Zu Jahresbeginn 2020, der extrem 
windreich war, stammten sogar rund 52 Prozent 
des Stromverbrauchs aus erneuerbaren Energien. 
Dennoch sind deutliche Verbesserungen auch in 
anderen Gebieten der erneuerbaren Energien not-
wendig – etwa bei Wasserkraft, Holz energie, Biogas 
und Geothermie. Gut zwei Drittel der im Jahr 2020 
in Deutschland neu gebauten Wohngebäude wer-
den bereits ganz oder teilweise mit erneuerbaren 
Energien beheizt.

Entwicklung der Hypothekenzinsen 
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Umwandlung nur noch mit Genehmigung
Mit dem am 23. Juni 2021 in Kraft getretenen Baulandmobilisierungsgesetz 
wurde das umstrittene Umwandlungsverbot von Miet- in Eigentumswohnungen 
in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt eingeführt. Diese Gebiete 
 bestimmen die Landesregierungen. 
Dort darf eine Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentum grundsätzlich 
nur noch mit Genehmigung der Behörde erfolgen. Die Genehmigungspflicht 
gilt zunächst bis 31. Dezember 2025. Eigentümer von Häusern mit bis zu fünf 
Wohnungen benötigen keine Genehmigung. 
Eine Genehmigung wird erteilt unter anderem in Erbfällen, wenn Miterben 
Eigentümer werden sollen, oder für den Verkauf an Familienangehörige zur 
Selbstnutzung. Ebenso, wenn mindestens zwei Drittel der gegenwärtigen Mieter 
die Eigentumswohnungen erwerben wollen, sowie in wirtschaftlichen Not-
lagen. Kritiker bemängeln, dass das Verbot gar nichts mit irgendeiner Form 
der Baulandmobilisierung zu tun habe.

BGH: Nachbar darf überhängende 
Äste abschneiden
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Der Kauf einer Eigentumswohnung zur Vermietung oder eines Mietshauses war 
vor zehn Jahren eine gute Entscheidung. Durch die stark gestiegenen Kauf-
preise würden die Eigentümer bei einem jetzigen Verkauf in den meisten Groß-
städten einen sechsstelligen Gewinn erzielen. Immowelt.de hat untersucht: 
Lohnt sich der Verkauf, oder ist die Vermietung weiterhin sinnvoller? Wie 
lange dauert es, den Verkaufsgewinn durch Vermietung zu erwirtschaften? Der 
Analyse zufolge würde es in der Spitze gut 30 Jahre dauern, bis der Verkaufser-
lös durch Mietzahlungen erzielt würde. Den höchsten Gewinn von 386.000 Euro 
würden Verkäufer in München machen. Um die gleiche Summe zu erwirt-
schaften, müssten sie 31 Jahre weiter vermieten. In Hamburg wären es 222.000 
Euro oder 30 Jahre, in Berlin 237.000 Euro oder 27 Jahre.

Wann ist der richtige Zeitpunkt für den Verkauf? Sollten Immobilieneigentümer lieber 
auf noch bessere Zeiten hoffen oder den Gewinn besser jetzt realisieren?

Weiter vermieten oder auf dem 
Preishöhepunkt verkaufen?

Mietspiegelreform bringt mehr 
Rechtssicherheit

Mietspiegel gewinnen durch die kontroversen Dis-
kussionen um Mietsteigerungen an Bedeutung. Sie 
sind notwendig, damit Vermieter und Mieter die 
Miethöhe verlässlich zur Begründung oder Über-
prüfung der Miete verwenden können. In seiner jet-
zigen Form eignet sich der Mietspiegel jedoch nicht 
als Instrument, um gesetzliche Regeln umzusetzen. 
Der Deutsche Städtetag, der Verband Deutscher 
Städtestatistiker (VDSt) und die gif Gesellschaft für 
Immobilienwirtschaftliche Forschung begrüßen 
daher das Mietspiegelreformgesetz (MsRG). Von 
besonderer Bedeutung sind die Regelungen für 
qualifizierte Mietspiegel. Vor allem die geplante 
Auskunftspflicht der Mieter und Vermieter sowie die 
Klärung von datenschutzrechtlichen Fragen sollen 
die Erstellung erleichtern, die Qualität verbessern 
und gleichzeitig die Kosten senken.
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E-Mobilität braucht bessere 
Infrastruktur
Die Akzeptanz und das Angebot von E-Autos ha-
ben sich wesentlich verbessert. Die Ladeinfrastruk-
tur ist mit diesem Wandel noch nicht ganz mit-
gekommen. Das Gesetz über die Bereitstellung 
 flächendeckender Schnellladeinfrastruktur für 
Elektrofahrzeuge soll jetzt für mehr Tempo sorgen. 
Zunächst soll ein flächendeckendes, öffentliches 
Schnellladenetz aufgebaut werden. Damit Nutzer 
zukünftig ihre E-Autos auch bequem zu Hause auf-
laden können, hat die KfW das Förderprogramm 
für Wallboxen aufgestockt. Eigentümergemein-
schaften müssen die Gebäudeelektrik oftmals zu-
sätzlich erneuern, damit mehrere Ladestationen 
gleichzeitig in Betrieb gehen können.

Nutzungsänderung: Gewerberaum in  
Wohnraum umwandeln
Während an einem Ort Wohnungen fehlen, ist es gleichzeitig manchmal 
schwer, Gewerbemieter zu finden. Eine Nutzungsänderung liegt dann nahe. 
Dabei sind eine Reihe rechtlicher Aspekte zu beachten. In reinen Industrie- und 
Gewerbegebieten ist es in der Regel nicht zulässig, Gewerberaum in Wohnraum 
umzuwandeln, in Mischgebieten aber schon. Wer Miteigentümer eines Wohn- 
oder Geschäftshauses ist, muss außerdem die Gemeinschaftsordnung be-
achten, in der die Art der Nutzung vorgeschrieben ist. Eine Umwandlung in 
Wohneinheiten kann sich in Altbaugebieten mit kleineren Läden im Erd-
geschoss lohnen. Eine Umwandlung in großem Stil ist derzeit gerade im Frank-
furter Stadtteil Rödelheim geplant. Dort soll auf dem Areal der ehemaligen 
„Torpedo-Werke“, in denen bis in die 1960er-Jahre Fahrräder gefertigt wurden, 
ein Mix aus unterschiedlichen Wohnformen entstehen. 

Mieterwechsel in der WG
Vermieter müssen sich – außer in gesetzlich gere-
gelten Fällen wie nach einer Ehescheidung der 
Mieter – keinen neuen Vertragspartner aufzwin-
gen lassen und auch nicht auf zahlende Mietmie-
ter verzichten. In einer Wohngemeinschaft gibt es 
nicht automatisch ein Recht auf flexibles Auswech-
seln von Mietern. Normalerweise erfordert dies eine 
eindeutige vertragliche Vereinbarung. Wird aus-
drücklich an eine „Wohngemeinschaft“ vermietet 
und befinden sich alle Mieter in Ausbildung, ge-
stehen ihnen manche Gerichte ebenfalls ein Wech-
selrecht zu. Dies gilt nicht, wenn einfach mehrere 
Berufstätige zusammen eine Wohnung mieten. 
Hier müssen dann alle kündigen – oder keiner (LG 
Berlin, 17.04.2020, Az. 65 S 176/19).

Geförderter Mietwohnungsbestand trotz  
intensiver Neubautätigkeit gesunken
Auf dem deutschen Wohnungsmarkt gibt es zu wenig günstige Wohnungen. 
In einer Analyse für 26 Städte hat das Forschungsinstitut bulwingesa heraus-
gearbeitet, wo das Ungleichgewicht am größten ist. Danach sind die Bestände 
an Sozialwohnungen in 23 Städten geschrumpft – am stärksten in Leipzig 
(-90 %), Dresden (-89 %), Berlin (-37 %) und Kiel (-36 %). Nur in Mainz (+9,6 %) 
und Münster (+7,1 %) waren Zuwächse zu beobachten. Die Förderzeiten betra-
gen zwischen 15 und 25 Jahre, danach werden die Wohnungen dem freien 
Markt zugeführt. Um die Jahrtausendwende war der Wohnungsmarkt noch 
entspannt. Seither wächst der Bedarf stetig. Trotz einer Verdreifachung des 
Neubauvolumens geförderter Mietwohnungen zwischen 2011 und 2019 sank 
der Anteil geförderter Mietwohnungsbestände um durchschnittlich 21 Prozent. 
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IHR MAKLER IM NORDWESTEN BERLINS!

Google (5,0/5,0) 

Immobilienscout24 (5,0/5,0)

Makler-Empfehlung (5,0/5,0) 

Facebook (4,8/5,0) 

Gelbe Seiten (5,0/5,0) 

(137 Kundenbewertungen Stand 09/2021)


